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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bandesrates 
Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
229. Sitzung am 3. März 1961 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 8. Februar 1961 verabschiedeten 

Außenwirtschaftsgesetzes 

— Drucksachen 1285, 2386, ^ 2386, 

Nachtrag zu 2386 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß des Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Dr. Meyers 


Bonn, den 3. März 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 16. Februar 1961 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 


Dr. Meyers 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache 2574 


Deutscher Bundestag ■ — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Außenwirtschaftsgesetz 


1. § 19 erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Absatz 1 gilt nicht für den Luftverkehr 
von und nach Berlin." 

Begründung 

Da das Land Berlin keine Lufthoheit besitzt, 
können luftrechtliche Vorschriften des Bundes 
nicht ohne weiteres auf den Luftverkehr nach 
und von Berlin angewendet werden. 

2. In § 47 Abs. 2 ist die Nr. 1 zu streichen. 
Begründung 

Auf die Fortgeltung der Vorschrift des § 10 des 
Energiewirtschaftsgesetzes kann nicht verzichtet 
werden, weil es bei einer Einfuhrgenehmigung 
erforderlich sein kann, dem vom Ausland be- 
ziehenden Versorgungsunternehmen Auflagen 
erteilen zu müssen, etwa in dem Sinne, Reserve*: 
anschlüsse bestehen zu lassen oder neue herzu- 
stellen und entsprechende Verträge abzuschlie- 
ßen. Für die Beurteilung einer derartigen Ein- 
fuhr ist wichtig, ob das beziehende Unternehmen 
in der Lage ist, den Ausfall einer ausländischen 
Lieferung durch Einsatz eigener Reserven aus- 
gleichen zu können. Die Prüfung derartiger Fra- 
gen, auf die keinesfalls im Interesse einer 
ordentlichen Versorgung verzichtet werden kann, 
ist bei Wegfall des § 10 (Energiewirtschafts- 
gesetz) nicht mehr möglich. Er verstößt nicht 
gegen Artikel 30 (EWG-Vertrag). 

Auf Grund des EWG-Vertrages ist innerhalb der 
Gemeinschaft eine Einfuhrbeschränkung durch 
handelspolitische Maßnahmen nicht mehr mög- 
lich. Ohne Weitergeltung des § 10 (Energiewirt- 
schaftsgesetz) sind die Energieaufsichtsbehörden 


aber nicht in der Lage, die Auswirkung von Ein- 
fuhren auf die Sicherheit der Energieversorgung 
zu prüfen. Daher muß gerade wegen der eng 
gefaßten Ermächtigung des § 10 (Außenwirt- 
schaftsgesetz), wie auch wegen des Artikels 30 
(EWG-Vertrag), der § 10 des Energiewirtschafts- 
gesetzes auch nach Inkrafttreten des EWG-Ver- 
trages aufrechterhalten bleiben, wenn man wei- 
terhin Energieaufsicht betreiben will. 

Ferner wird auch in Artikel 90 Abs. 2 des EWG- 
Vertrages ausdrücklich anerkannt, daß für Unter- 
nehmen, die mit Dienstleistungen von allgemein- 
wirtschaftlichem Interesse betraut sind, die Vor- 
schriften des EWG-Vertrages nur insoweit gel- 
ten, als die Anwendung dieser Vorschriften nicht 
die Erfüllung der besonderen Aufgaben dieser 
Unternehmen rechtlich oder tatsächlich verhin- 
dert. Es ist unbestritten, daß zu den Unterneh- 
men im Sinne des Artikels 90 Abs. 2 (EWG-Ver- 
trag) auch die Energieversorgungsunternehmen 
gehören; denn diese Unternehmen sind in der 
Bundesrepublik, ebenso wie in anderen Ländern 
der EWG, durch Gesetz oder Hoheitsakt mit der 
Durchführung der öffentlichen Energieversor- 
gung betraut. Für diese Unternehmen gilt nach 
Artikel 90 Abs. 2 — wie auch die Auslegung des 
Artikels 30 (EWG-Vertrag) ergibt — , daß die 
Energie-Aufsichtsbehörde auch im Rahnien der 
EWG berechtigt und verpflichtet ist, zu prüfen, 
ob eine vom Ausland angebotene Energieversor- 
gung den Forderungen des Energiewirtschafts- 
gesetzes genügt. 

Es besteht also auch auf Grund des EWG-Ver- 
trages für die Bundesrepublik keine Veranlas- 
sung, die bestehenden energierechtlichen Vor- 
schriften zu ändern. 
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